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EU-AUSTRITTS-VOLKSBEGEHREN
vom Innenministerium

OFFIZIELL GENEHMIGT !
Eintragungswoche: 24. Juni bis 1. Juli 2015

Endlich ist dieses Volksbe-
gehren nun wirklich Realität! 
Nach fünf Jahren Arbeit da-
ran, beim zweiten „Anlauf“ 
und insgesamt fast zwanzig-
tausend gemeindeamtlich 
bestätigten Unterstützungs-
Erklärungen, wurde das 
Volksbegehren per Bescheid 
des Innenministeriums vom 
7. Jänner 2015 offiziell zu-
gelassen. 

Diesen Bescheid der Bun-
desministerin kann jeder 
im Internet einsehen inkl. der 
offiziellen BEGRÜNDUNG 
des Volksbegehrens unter: 
www.bmi.gv.at/cms/BMI_wahlen/
volksbegehren/vb_xx_periode/eu_
austritt/VB_EU_Austritt.aspx

Darin heißt es wörtlich: „Entschei-
dung: Gemäß § 5 Abs. 1 des Volks-
begehrensgesetzes 1973, BGBl. 
Nr. 344, in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. II Nr. 103/2013, 
wird dem am 17. Dezember 2014 
vorgelegten Antrag auf Einleitung 
des Verfahrens für ein Volksbegeh-
ren mit der Kurzbezeichnung „EU-
AUSTRITTS-VOLKSBEGEHREN“ 
stattgegegeben. Das Volksbe-
gehren hat folgenden Wortlaut:

„Der Nationalrat möge den 
Austritt der Republik Öster-
reich aus der Europäischen 
Union mit Bundesverfas-
sungsgesetz, welches einer 
Volksabstimmung zu unter-
ziehen ist, beschließen.“

Gemäß § 5 Abs. 2 des 
Volksbegehrensgesetzes 
1973 werden für dieses 
Volksbegehren festgesetzt: 
Stichtag: 20. Mai 2015, 
Beginn des Eintragungs-
zeitraums: 24. Juni 2015, 
Ende des Eintragungszeit-
raums: 1. Juli 2015.“ 

Sprecher des Personenkomitees, von links nach rechts: 
Renate ZITTMAYR,  Prof. Heinrich WOHLMEYER,  
Inge RAUSCHER, Dr. Franz-Joseph PLANK, Dr. Eva Maria BARKI, 
bei der Pressekonferenz am 8. Jänner

SENSATION 
und HOFFNUNG

Die offizielle Genehmigung 
dieses Volksbegehrens durch 
die Bundesministerin für In-
neres (also ein Regierungs-
mitglied) ist ein großer po-
litischer Durchbruch, 
durch den der EU-Wider-
stand auf eine ganz andere 
Ebene als bisher gehoben 
wird - und zwar in ganz Eu-
ropa. Österreich ist das erste 
Land, in dem es ein offiziel-
les, vom Staat genehmigtes 
EU-AUSTRITTS-VOLKS-
BEGEHREN geben wird! So 

wie die Zwentendorf-Abstimmung 
von 1978 der Durchbruch für den 
Widerstand gegen die Atomenergie 
mit weitreichenden Folgen für vie-
le andere Länder bedeutete, könn-
te auch das nunmehr feststehende 
EU-AUSTRITTS-VOLKSBEGEH-
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Nun gilt es, den nächsten 
Schritt zum EU-Austritt ge-
meinsam zu schaffen, nämlich 
möglichst viele Mitbürger davon zu 
informieren, daß es dieses Volksbe-
gehren überhaupt gibt und wann, 
wo und wie  sie es unterschrei-
ben können. Auch dabei haben die 
WEGWARTE-Leser eine Schlüs-
selfunktion! Vor allem langjährige 
WEGWARTE-Leser haben wohl 
den besten Informationsstand aller 
Österreicher zum Thema EU-Aus-
tritt und können daher am meis-
ten zur Weiterverbreitung „von 
Bürger zu Bürger“ (Schneeballsys-
tem) beitragen. Bitte nutzen Sie 
daher nachstehende Möglichkeiten 
dazu, die wir für Sie kostenfrei zur 
Verfügung stellen bzw. zusenden:

AUFKLEBER
Bitte verwenden Sie den beiligen-
den UV-Licht- und wasserbestän-
digen Aufkleber, wo immer Sie es 
für sinnvoll erachten. Natürlich soll-
ten in Ihrem Umfeld so viele dieser 
Aufkleber wie möglich im öffentli-
chen Raum zu sehen sein! Sie kön-
nen gerne jede gewünschte Menge 
davon bei uns zur (für Sie kosten-
freien) Zusendung anfordern per 
entspr. Vermerk am beiliegenden 
Erlagschein. Bitte unbedingt die ge-
naue Versandadresse angeben! 

MASSEN-INFO-BLATT

Dieses befindet sich auf den Seiten 
3 und 4 (natürlich ohne Seiten-
angabe) dieser WEGWARTE zur 
Entnahme und Weitergabe durch 
Sie. Es ist als schmales Faltpros-
pekt gestaltet, um in Handtaschen, 
Briefkästen in Ihrer Wohn- oder Ar-
beitsumgebung und zur Handvertei-
lung, wo immer Sie die Möglichkeit 
dazu haben, möglichst platzsparend 
geeignet zu sein. Bitte nehmen Sie 
die Seiten „3 und 4“ dieser WEG-
WARTE (= ein doppelseitiges 

Blatt) einfach heraus und falten Sie 
es so zusammen (als „Wickelfalz“), 
daß es eben ein Hochformat-Falt-
prospekt („Folder“) ergibt. Von die-
sem Faltprospekt = Massen-Info-
Blatt in fertig gefalzter Ausführung 
können wir Ihnen gerne jede ge-
wünschte Anzahl - für Sie kos-
tenfrei - zum Verbreiten zusenden. 
Bitte am beiliegenden Erlagschein 
die gewünschte Menge (und Ihre 
genaue Adresse) anführen! Auch 
große Mengen sind kein Problem 
- im Gegenteil! Diese sind sehr er-
wünscht - denn ob das Volksbegeh-
ren von 24. Juni bis 1. Juli der an-
gestrebte, „große“ Schritt in Rich-
tung EU-AUSTRITT wird, hängt 
genau von solchen Verteilaktivitä-
ten ab, für die jeder Einzelne selbst 
verantwortlich ist.... 

Wir als Bürgerinitiativen und über-
parteiliches/unabhängiges PER-
SONENKOMITEE können es nur 
organisieren, von der Beteiligung 
„tragen“ kann es nur das Volk 
selbst.  Und da sind jetzt tausende 
Eigeninitiativen gefragt.  Seien 
Sie eine davon in Ihrer Gemeinde, 
ihrem Arbeitsumfeld oder wo auch 
immer!

Natürlich senden wir Ihnen dieses 
Info-Blatt auch gerne per E-mail 
für Ihren Verteiler zu (Bitte um Be-
kanntgabe Ihrer E-Mail-Adresse).

ARGUMENTE 
FÜR DEN 

EU-AUSTRITT
Spezialschrift von

Prof. Schachtschneider

Diese sehr fundierte, 40-seitige 
Schrift des bekannten Staats- und 
Wirtschaftsrechtlers, Univ.Prof. Dr. 
Karl Albrecht Schachtschneider, ha-
ben viele WEGWARTE-Empfänger 
beeits mit der letzten Ausgabe vom 
Dezember 2014 erhalten. Daher 
geht sie diesmal nur an neue Emp-
fänger. Da Sie diese nicht bestellt 
haben, sind Sie auch zu keiner Zah-
lung dafür verpflichtet (wie für die 
WEGWARTE selbst ja auch nicht).  
Wir bitten Sie aber für die Produk-
tions- und Versandkosten um einen 

LIVE-INTERVIEWS 
UND ORIGINAL-

TON VON PRESSE-
KONFERENZEN 

im Internet

Authentische Berichte von verschie-
denen öffentlichen Anlässen rund 
ums Volksbegehren können Sie ger-
ne im Internet einsehen und dann 
weiterverbreiten. Nachdem die Mas-
senmedien bisher nur wenig darüber 
berichten, ist es sehr wichtig, daß 
aktive Bürger über Internet solche 
Anlässe mit Original-Aussagen der 
Betreiber einem größeren Publikum 
bekanntmachen. Wir verweisen auf 
folgende aktuelle Links:

Live-Interview des „kriti-
schen Zeitgeistdenkers“ Har-
vey Friedman mit Inge 
Rauscher, der Bevollmäch-
tigten des Volksbegehrens: 
h t t p s : //w w w.y o u t u b e . c o m /
watch?v=ZPVid6FBSjc

Zusammenschnitt mehrerer 
Sendungen/Straßenaktionen zum 
Volksbegehren inkl. Original-Ton 
der bei der Pressekonferenz 
vom 8.1. anläßlich der Genehmi-
gung des Volksbegehrens gehal-
tenen Ausführungen der Mitglie-
der des Personenkomitees (Dank 
an Günther Deutschinger): 
h t t p s : //w w w.y o u t u b e . c o m /
watch?v=0kwVvFoKGhA

Straßenumfrage in Leibnitz und 
vier Fragegespräche zum 
Volksbegehren von Christian-Pe-
ter Gorinsek mit Inge Rauscher: 
https://www.youtube.com/watc
h?v=P64EIA2VCVc&list=PLm
5_4o5R-QCcVnrVEd5SqFNSy-
pR5Gff2H

Das alles und noch viel mehr an lau-
fend aktualisierten Informationen kön-
nen Sie auch auf unserer Internetseite 
einsehen:
www.volksbegehren-eu-austritt.at

REN in Österreich große Auswir-
kungen auch in anderen Noch-EU-
Staaten haben. In einigen davon 
gibt es ja ohnehin bereits ebenfalls 
EU-Austritts-Bestrebungen. Aber 
zunächst braucht es in Österreich 
selbst maximale Unterstützung!

freiwilligen Beitrag von € 11,40 
und danken im voraus. Wenn mög-
lich, geben Sie bitte  diese Schrift 
auch an Andere weiter; Staffelpreise 
für evtl. Mehrfachbestellungen ste-
hen auf Seite 37 unten. 
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Am 10. Februar wird eine Presse-
konferenz des unabhängigen Per-
sonenkomitees in Wien stattfinden, 
bei der Prof. Wohlmeyer zur Lage am 
Arbeitsmarkt Stellung nehmen wird 
und zu den Gründen der gegenwärtig 
höchsten Arbeitlosigkeit in 
Österreich während der 
gesamten 2. Republik. Der 
prominente Wissenschaftler, Agrar- 
und Industriepraktiker dazu:

"Gegenwärtig ist in den Südstaaten 
der EU jeder zweite Jugendliche 
und jeder vierte Erwachsene 
arbeitslos. In der gesamten EU 
steigt die Arbeitslosigkeit konti-
nuierlich an. Dies kann nur zu einer 
gesamtgesellschaftlichen Katastro-
phe führen, zumal die Gegen-
maßnahmen der EU zum Teil 
sogar kontraproduktiv sind. 
Geld zu drucken und den Banken 
praktisch kostenlos zur Verfügung 
zu stellen und zu hoffen, daß dies 
arbeitsplatzschaffende Investitionen 
auslöst, ist geradezu naiv. Bei 
Ausrüstungsinvestitionen ist näm-
lich der Rationalisierungseffekt 
meist höher als der Kapazitäts-
erweiterungseffekt. Das heißt: Es
werden Arbeitsplätze wegratio-
nalisiert. Investitionen in Infra-

strukturen, wie Straßen, können nur 
kurzzeitig Erleichterung bringen. Die 
Förderung von Forschung, Innovation 
und Unternehmertum sowie die 
duale Ausbildung sind nützlich, aber 
nicht zureichend."

Baldmöglichster EU-Austritt 
ökonomische Notwendigkeit

Warum auch er als Mitglied des 
überparteilichen Personenkomitees  
für einen baldmöglichsten Austritt 
Österreichs aus der EU ist, 
begründet Prof. Wohlmeyer 
so: "In der Handelspolitik, die wir 
der EU vollkommen überantwortet 
haben, wird das Auslagern der 
Produktionen begünstigt und das 
Bestimmungslandprinzip (Freier 
Marktzutritt nur, wenn nachgewiesen 
wird, daß bei der Herstellung die 
Standards des Bestimmungslandes 
eingehalten wurden) nicht ein-
gefordert. Ebenso wird nicht 
verlangt, daß die Wechselkurse 
der Kaufkraftparität entsprechen. 
Wir verlieren dadurch 
ganze Industriezweige und 
handwerkliche Strukturen. 
Dieses Wissen geht unseren Kindern 
verloren. Sie werden wohl als 
Fremdarbeiter in jene Länder gehen 

müssen, wohin wir gegenwärtig 
'outsourcen'."

Hon.Univ.Prof. Dipl.Ing. Dr. Hein-
rich Wohlmeyer wird bei der Presse-
konferenz die not-wendenden und 
gangbaren Auswege aufzeigen und 
hat diesbezüglich auch das Manifest 
"Unverzichtbare Eckpunkte einer 
weltweit zukunftsfähigen 
Gesellschaftsgestaltung" verfaßt. 
Er gilt als "nachhaltiger Vordenker" 
mit einem reichen akademischen, 
beruflichen und wissenschaftlichen 
Erfahrungsschatz. Er war u.a. 
Generaldirektor der Österreichi-
schen Agrarindustrie und der 
Oberösterreichischen Stärke- und
Chemieindustrie. Sein besonderes 
Augenmerk gilt den kreislauf-
orientierten Bedarfsdeckungssys-
temen und den nachwach-
senden Rohstoffen. Er lehrte an 
der Technischen Universität Wien
"kreislauforientierte Verfahrens-
systeme" und an der Universität 
für Bodenkultur Wien "Ziele und 
Instrumente der Agrarpolitik auf 
dem Hintergrund der Lebens- und 
Umweltwissenschaften". Gemeinsam 
mit seiner Frau bewirtschaftet er 
noch einen Bergbauernhof im Alpen-
vorland in der Bergbauernzone IV.

Haben die Medien noch ein Interesse am Volk?
Das wird sich jetzt auch am EU-AUSTRITTS-

VOLKSBEGEHREN zeigen. Ziehen Sie Ihre persönlichen 
Schlüsse daraus, aber bleiben Sie dabei nicht tatenlos 
stehen! Die "Öffentlichkeit" sind wir alle, nicht 
nur die Redakteure der Zeitungen und der Hörfunk- und 
Fernsehsender - egal ob "privat" (= Konzern-finanziert) oder 
"öffentlich" (= Zwangsgebühren-finanziert). Sollten Sie von 
der offiziellen Genehmigung des Volksbegehrens und der 
vom Ministerium festgelegten EINTRAGUNGSWOCHE 
24. Juni bis 1. Juli 2015 noch gar nichts gehört oder 
gesehen haben, ist die Hauptfrage dieser Überschrift 
für Sie schon beantwortet. Daher: bitte selbst aktiv 
werden und einen Schneeballeffekt in Gang setzen! 
 
Wir haben selbstverständlich die offizielle Genehmigung 
des VOLKSBEGEHRENS per Presseaussendung 
an so gut wie alle großen und kleineren Medien 

Österreichs bekanntgegeben und dazu auch eine allen 
angekündigte Pressekonferenz des überparteilichen  
EU-AUSTRITTS-PERSONENKOMITEES durchgeführt. 
Die Aussagen der Teilnehmer dieser Pressekonferenz 
kann jeder auf der Internetseite des Volksbegehrens  
abhören. Zahlreiche Medien quer durch die Bundesländer 
haben darüber zumindest "kleine" Berichte gebracht. Am 
informativsten berichtete die Wochenzeitung mit der 
größten Auflage in Österreicch, nämlich "Die ganze 
Woche", darüber. Gar nicht berichtet haben von 
den bekannteren Medien "Kurier", "Standard", "Wiener 
Zeitung" und - redaktionell - die "Kronen-Zeitung", obwohl 
von uns speziell und extra im Detail informiert. Diese 
brachte bisher ausschließlich einen "kleinen" Leserbrief 
von Inge Rauscher dazu und daneben einen "großen" von 
Wirtschaftskammerpräsident Leitl mit einer Laudatio 
für die EU.

5

Prof. Wohlmeyer zum Thema 

EU UND ARBEITSLOSIGKEIT:
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1  http://www.zeit-fragen.ch/index.php?id=1695
2  http://www.webinformation.at/material/Schachtschneider%20Argumente%20EU-Austritt.pdf
3  Solidar-Werkstatt: http://tinyurl.com/o8qqcvt

Die Hauptgründe für den EU-
Austritt sind u.a. das demokrati-
sche Defizit der EU-Rechtsetzung, 
die asozial-neoliberale Wirtschafts-
politik, die die Geldwertstabilität 
gefährdende Finanzpolitik und das 
Eingehen von rechtswidrigen, un-
verantwortbaren Haftungen, die 
neutralitätswidrige NATO/EU–Mi-
litärpolitik, sowie  die Umformung 
der EU zu einem zentralistischen  
Bundesstaat, ohne ausreichende 
Legitimation. Die EU entwickelte 
sich zu einer Despotie, in der die 
eindeutige Trennung von Legis-
lative, Exekutive und richterlicher 
Gewalt abgeschafft ist. Einige Er-
mächtigungen in den Verträgen 
haben jetzt schon diktatorische 
Züge. 

Die „einfachen“ Normalbürger 
spüren die Auswirkungen: Staats-
schulden- und Arbeitslosenrekord 
(nur rund 3% Arbeitslosigkeit in 
der Schweiz im Vergleich zu rund 
10% in Österreich – laut nationaler 
Berechnung), Reallohnsenkungen, 
unsichere Pensionen, Kriegs- und 
Terrorgefahr.

Österreich wird es
ohne EU besser gehen

Die Schweiz, Island, Norwegen und 
Liechtenstein zeigen vor, daß die 
EFTA für den Außenhandel genügt. 
Die Schweiz macht es vor: Wohl-
stand durch Direkte Demokratie 
und eine bewaffnete Neutralität.

“Die Schweizer Wirtschaftskraft 
basiert vor allem auf den kleinen 
und mittleren Unternehmen. Der 
Wohlstand der Schweiz be-
ruht nur zu einem kleinen 
Teil auf der Wertschöpfung 
der Banken“.¹

Schweden kommt sehr gut ohne 
Euro aus, muß nicht beim Euro-
„Retten“ mitmachen und spürt auch 
die Krise nicht so stark. Auch die 
Türkei arbeitet via Zollunion mit der 
EU zusammen und ist kein Mitglied 
der EU. Bald werden die Briten über 
den Verbleib in der EU abstimmen. 
Island hat in der Krise die Banken 
pleitegehen lassen und nicht die Be-
völkerung. Inzwischen geht es mit 
dem so „kleinen“ Island entgegen al-
len früheren Unkenrufen wirtschaft-
lich wieder steil bergauf – und das 
ganz ohne EU-Mitgliedschaft! 

Österreich kann ohne EU wieder 
selbst bestimmen. EU-Recht kann 
angenommen oder verworfen wer-
den. Die Österreicher werden durch 
die Wiedereinführung einer 
eigenen Währung profitieren. 
Zwar werden durch eine starke 
Währung die Exporte teurer, aber 
als Ausgleich die Importe billiger. 
Die Schweiz zeigt vor, daß ein star-
ker Franken nicht schadet. Die Eid-
genossen betreiben Handel mit der 
ganzen Welt und sind das wettbe-
werbsfähigste Land.  

Mit dem Euro will man den EU-Su-
perstaat erzwingen. Er ist eine Fehl-

konstruktion, weil unterschiedlichste 
Volkswirtschaften mit gemeinsamer 
Währung nicht funktionieren. Den 
schwächeren Volkswirtschaften wird 
die Möglichkeit der Abwertung ge-
nommen, die stärkeren – wie Ös-
terreich, Holland und Deutschland 
– können nicht aufwerten. Mit ei-
genen und leistungsgerechten 
Staatswährungen kann der Geld-
fluß zwischen den unterschiedlichs-
ten Wirtschaftsstrukturen rasch und 
wirksam reguliert werden. Oft wird 
behauptet, nachdem der Schilling 
einst an die DM gekoppelt war, 
wäre ein wiedereingeführter Schil-
ling dem Untergang geweiht bzw. 
müßte er daher ohnehin an den 
Euro gebunden werden. Die Schwe-
den beweisen das Gegenteil: Deren 
ebenfalls „kleine“ Währung ist nicht 
an den Euro gekoppelt.

Die Umstellung auf eine eigene 
Währung wird laut Prof. Schacht-
schneider „schnelle, nachhaltige 
und erhebliche Wohlstandsge-
winne für die Bevölkerung Öster-
reichs zur Folge haben“.2

Die Kaufkraft der österreichischen Be-
völkerung ist mit der Einführung des 
Euro zurückgeblieben: „Der Kauf-
kraftverlust wird auf bis zu 50 
Prozent der gegenwärtigen Kaufkraft 
der Einkommen der Bevölkerung vor 
der Einführung des Euro geschätzt“.2

Eine Besserung
der EU ist nicht möglich

Die EU ist unreformierbar, zumal 
schon das Fundament falsch aufge-
baut ist, nämlich die „Grundfreihei-
ten“ der EU. Allen voran der freie 
Kapitalverkehr sowie der freie Wa-
renverkehr auf Kosten von Mensch, 
Tier und Natur. Auch EURATOM 
(Forcierung von Atomenergie) ist 
eine Grundsäule der EU. Gewinn-
maximierung steht über Allgemein-

von Helmut Schramm, 
Niederösterreich

6

„MAN SOLL SICH SPäTER EINMAL NICHT
SAGEN LASSEN MÜSSEN: WARUM HABT IHR 

NICHT RECHTZEITIG ETWAS GETAN?“
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LESER-
   BRIEF

Betreff:   EU-Austritt

So mancher fragt sich ängst-
lich, was nach dem EU-Aus-
tritt sein wird. Für mich ist 
die Sache schon gegessen! 
Denn ich weiß, dieses Volks-
begehren ist unsere letzte 
Chance. Die Österreicher ver-
stehen – KONZERNHERR-
SCHAFT ist unvereinbar 
mit Demokratie, und KON-
ZERNWIRTSCHAFT tötet 
unsere Volkswirtschaft! Durch 
den gemeinsamen Kampf  für 
unser Land und unsere Kul-
tur werden die Österreicher 
zusammengeschweißt, halten 
wieder zusammen. Wir behal-
ten die sauer verdienten Mil-
liarden für uns, bauen damit 
Wirtschaft, Landwirtschaft 
und Bundesheer wieder auf, 
sichern die Pensionen für das 
Alter. Wir schließen uns der 
EFTA an, rücken näher mit 
der Schweiz zusammen, finden 
in unseren Nachbarländern 
Partner, führen keinen Krieg 
mit Rußland, brauchen kei-
ne teuren Battlegroups. Und 
wenn’s uns gut geht, können 
wir auch anderen helfen. Und 
Österreich wird nicht allein 
bleiben, denn viele Länder 
werden uns folgen! Habt keine 
Angst, das wahre Europa kann 
ohne Österreich nicht Euro-
pa sein, nur eine Kolonie von 
US-Konzernen! In der direk-
ten Demokratie, die Österreich 
dann ist, wird’s natürlich für 
parasitäre Politiker keine fetten 
EU-Posten mehr geben. Der 
Bürger wird selber die Verant-
wortung übernehmen –  denn 
wer zahlt, der schafft auch an!

Viktor Koschelu 

Wien, am 17.1.2015

wohl. Reformen greifen höchstens 
kurz, die EU kann durch die Er-
mächtigungsgesetze die Verträge 
ändern und sich alle Mittel geben, 
die sie braucht, um ihre Ziele zu er-
reichen. Die EU-Erweiterung kennt 
keine Finalität. Eine gleichgeschal-
tete EU ist nur auf sehr niedrigem 
Standard möglich.

„Oft kommt der Einwand, der 
Grund für die negative Entwicklung 
sei nicht die EU, sondern daß die 
EU-Staaten mehrheitlich konserva-
tiv regiert werden:  Es gab eine Zeit 
in den 90er Jahren, als 12 der 15 
EU-Staaten sozialdemokratisch re-
giert wurden. Hat diese überwälti-
gende Mehrheit die EU sozialer ge-
macht? Nein, überhaupt nicht, weil 
die EU eine Struktur ist, um 
die Kapitalinteressen vom 
Bevölkerungswillen maxi-
mal abzuschotten. Wenn etwas 
auf EU-Ebene beschlossen ist, gibt 
es faktisch kein Zurück mehr, was 
auch immer die Bevölkerungen wol-
len, wen auch immer sie wählen.“³

Der Europäische Gerichtshof 
setzt mittels seiner Machtsprüche  
alles durch – auch vieles, welches 
Politiker auf nationaler Ebene nicht 
durchsetzen könnten, ohne ein 
rechtsstaatliches Gericht zu sein: 
Die EU gebärdet sich wie ein Staat, 
ist aber keiner. Über 80% der Ge-
setze (Verordnungen, Richtlinien 
usw.), die unser Leben regeln, wer-
den von der EU vorgegeben. Wir, 
die österreichischen Bürger, dürfen 
aber über wichtigste Entscheidun-
gen nicht abstimmen, siehe 
„Euro-Rettungsschirme“ oder der 
kommende Freihandelsvertrag TTIP 
mit den USA. Ein weiteres Beispiel: 
Bei der Einfuhr von Lebensmitteln 
gelten nicht unsere österreichischen 
Standards, sondern die des Landes, 
in dem sie erzeugt wurden. Nicht 
das Bestimmungsland kann ent-
scheiden, es gelten die Regelungen 
des Herkunftslandes.

Das demokratische Defizit
ist unreformierbar.

Selbst wenn alle österr. Repräsen-
tanten im Rat (rd. 3% Stimmge-
wicht) und EU-Parlament (rd. 2,4% 
der Stimmen) gegen ein EU-Gesetz 

wären, hätte das keine Auswirkun-
gen. Der Ministerrat und das EU-
„Parlament“ können nur über Vor-
lagen befinden, die von der vom 
Bürger praktisch unantastbaren 
EU-Kommission  vorgeschlagen 
werden. Die Entscheidungen über 
neue Gesetze fallen zu 98 Prozent 
schon in den Ausschüssen. Da-
mit wird die neoliberale EU-Politik 
den Österreichern aufs Auge ge-
drückt und faktisch unumkehrbar 
gemacht. Die EU hat die Gewalten-
trennung abgeschafft. Die eindeu-
tige Trennung der Gewalten - Le-
gislative, Exekutive und richterliche 
Gewalt - wird Österreich nach dem 
EU-Austritt eine von aller Welt ge-
schätzte Rechtssicherheit geben.

Unfriedensprojekt

Dank der Neutralität kann sich Ös-
terreich aus allen Kriegen heraus-
halten und auf beiden Seiten eines 
Konfliktes humanitär wirken. Doch 
kann die EU die Neutralität wei-
ter aushöhlen und sogar abschaf-
fen. Großstaaten gefährden den 
Frieden, kleine Einheiten sind Vo-
raussetzung für echte (direkte) De-
mokratie und nachhaltigen Frieden. 
Nichts gegen eine Zusammenarbeit 
von souveränen Staaten in Europa. 
Um den Frieden zu sichern, ist eine 
Zusammenarbeit der Nationen an-
zustreben. Schon Immanuel Kant 
spricht von einem Friedensbund, 
der alle Kriege auf immer zu endi-
gen sucht: „Das Völkerrecht soll auf 
einem Föderalismus freier Staaten 
gegründet sein“. Die EU in ihrer 
Funktion als Vereinheitlichungsma-
schinerie wird aber mehr und mehr 
zu einem Unfriedensprojekt.

Wir laden Sie herzlich ein, das Volks-
begehren für den Austritt Österreichs 
aus der EU zu unterstützen!

Helmut Schramm, 
in Zusammenarbeit mit 

Dipl.-Ing. Stephan Zanzerl

Helmut Schramm ist Mitglied des 
überparteilichen Personenkomitees 
für das EU-Austritts-Volksbegehren.

Kontakt:
E-mail: eu-nein@gmx.at

Internet: Schramms Blog 
(www.eu-austritts-blogspot.com), 

www.webinformation.at



Die Beharrlichkeit, Ausdauer und stetige Arbeitsbe-
reitschaft für das Anliegen war doch sinnvoll, obwohl 
viele meinten: Das nützt doch alles nichts, „die“ wer-
den wieder was finden, warum „sie“ gerade dieses 
Volksbegehren nicht zulassen, usw.usw. Die gesetz-
lich geforderte Zahl amtlich bestätigter Unterstüt-
zungs-Erklärungen ein zweites Mal zu schaffen war 
sehr schwierig, da nur wenige Mitstreiter bereit wa-
ren, den großen Arbeits- und Zeitaufwand  zu leisten, 
der für die vielen Info-Stand-Aktionstage notwendig 
war. Trotzdem konnten wir am 17. Dezember 2014  
9.791 gültige Unterstützungs-Erklärungen im In-
nenministerium fristgerecht einreichen, um rund 
1.300 mehr als gesetzlich gefordert (8.460). Drei Wo-
chen später erhielten wir dann den positiven Zulas-
sungs- und Durchführungsbescheid  der Innenministe-
rin (siehe Seite 1). 

Danke allen, die dies ermöglicht haben: den fast 
zehntausend Unterschreibern - sie waren bzw. sind na-
türlich die wichtigsten!, den Info-Stand-Aktivisten, die 
(fast) jedes Wetter und teilweise große Reisewege in 
Kauf nahmen, um die zigtausend Bürgergespräche zu 
führen, die zu den Unterschriften führten; den Notaren, 
die ebenfalls bei (fast) jedem Wetter Unterschriften direkt 
beim Info-Stand zur Beglaubigung entgegennahmen; 
den „treuen“, zum Großteil langjährigen Versandmitar-
beitern der WEGWARTE als wichtigstes, regelmäßiges 
Informationsblatt zum Volksbegehren; dem laufenden  
Betreuer der Internet-Seite; und natürlich den Lesern 
der WEGWARTE, die durch ihre (z.T. immer wieder ge-
leisteten) Kostenbeiträge die Finanzierung einer so 
großen Aktion - nämlich eines bundesweiten Volksbe-
gehrens - ermöglichen. Alle, die bei uns mitarbeiten, tun 

dies  seit vielen Jahren ausschließlich ehrenamt-
lich und uneigennützig! Das gilt jetzt auch für die 
Mitglieder des unbhängigen Personenkomitees, die das 
Volksbegehren repräsentieren. 

Zur Eintragungswoche 
von 24. Juni bis 1. Juli 2015:

Für diese entscheidende Woche sind natürlich um-
fangreiche Vorbereitungen nötig! Wie erfahren über 6 
Millionen Wahlberechtigte in ganz Österreich rechtzei-
tig von dieser Möglichkeit, um sie nutzen zu können? 
Neben der Verteilung von möglichst vielen Exempla-
ren des hier mitgeschickten Flugblatts (siehe „Seiten“ 
3 und 4) und des ebenfalls mitgeschickten Aufklebers, 
später werden dann noch Plakate dazukommen, pla-
nen wir auch Inserate in Zeitungen. Nur diese ha-
ben die notwendige Reichweite, die aber auch ent-
sprechend kostet, und zwar (leider) mehr als sich die 
Meisten vorstellen können! Deshalb ersuchen wir alle, 
denen eine möglichst große Beteiligung am Volksbe-
gehren ein Herzensanliegen ist, um eine Sonder-
spende mit der Zweckwidmung „Inserat(e)“ 
- siehe beiliegenden Zahlschein. Je nachdem, wieviel 
dadurch zustandekommt, können wir kurz vor der Ein-
tragungswoche dann ein (oder mehrere) Inserat(e) in 
„großen“ Medien in Auftrag geben mit den notwendi-
gen Informationen zum Volksbegehren. Wenn dabei 
viele - wie schon bisher - zusammenhelfen, kann das 
gelingen! Wir werden Ihnen den dadurch zustande-
kommenden Gesamtbetrag mitteilen und dann sehen, 
was möglich ist. Jedenfalls danken wir allen im voraus, 
die dazu bereit sind.

ERREICHUNG DES VOLKSBEGEHRENS
GROSSER ERFOLG DER 

UNABHäNGIGEN BÜRGERBEWEGUNG !

Aktivisten-Treffen/Termine:
Wer bei der in Kürze anlaufenden Verbreitungsarbeit, bei Info-Stand-Aktionstagen, bei Versandarbeiten etc. mit-
helfen möchte, bitte melden und/oder zu einem Aktivisten-Treffen (inkl. „Materialausgabe“) - siehe nachstehende 
Termine - hinkommen.

Mittwoch, 25. Februar
18 Uhr in WIEN

im Cafe „Frey“, 
4. Bezirk, Favoritenstr. 44

Mittwoch, 18. März
18 Uhr in INNSBRUCK

im Gasthof „Sailer“, 
Adamgasse 8 (Bahnhofsnähe)
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